
A) Festsetzung durch Planzeichen C) Festsetzungen durch Text

D) Hinweise durch Planzeichen

E) Hinweise durch Text

B) Nachrichtliche Übernahmen

F) Verfahrensvermerke

A.1.3

A.1.1

A.3.5

A.3.2

A.3.1 max. zulässige Grundfläche gem. Planeinschrieb (z.B. 2.100 m²)GR 2.100

max. zulässige Geschossfläche gem. Planeinschrieb (z.B. 5.800 m²)GF 5.850

A.3.3 Maximal zulässige Wandhöhe in Metern (z.B. 13,8 m)
Die Wandhöhe ist der senkrechte Abstand zwischen unterem Bezugspunkt und oberem 
Bezugspunkt. Unterer Bezugspunkt ist der nach A.3.4 festgesetzte Höhenbezugspunkt. Oberer 
Bezugspunkt ist bei geneigten Dächern der gedachte Schnittpunkt zwischen Oberkante der 
Dachhaut und der Außenkante der Außenwand an der Traufseite, bei Flachdächern die 
Oberkante des oberen Abschlusses der Attika oder der über diese hinausstehenden 
Absturzsicherung.

WH 13,8

A.2.1 Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO WA

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen A.3.7 NA

StraßenbegrenzungslinieA.4.2

öffentliche StraßenverkehrsflächeA.4.1

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Vorhaben- und ErschließungsplansA.1.2
3,3 Maßzahl als Festsetzung (z.B. 3,3 m)

A.3.6

VerkehrA.4

C.2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die maximal zulässige Grundfläche (GR), die 
maximal zulässige Geschossfläche (GF) und die maximal zulässige Wandhöhe in Metern 
festgesetzt.

C.2.2 Die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen als Vollgeschossen (z.B. Keller, 
Dachgeschosse) sind einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und ihrer 
Umfassungswänden, bei der Ermittlung der Geschossfläche mitzurechnen.

C.1.1 Im Allgemeinen Wohngebiet nach A.2.1 sind folgende Arten der baulichen Nutzung zulässig:
- Wohngebäude (§ 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
nicht störende Handwerksbetriebe, (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO)
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
(§ 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Nr. 1 (Betriebe für das 
Beherbergungsgewerbe), Nr. 2 (sonstige nich störende Gewerbebetriebe), Nr. 3 (Anlagen für 
die Verwaltung, Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) sind unzulässig.

C.1 

C.2.4 Die gem. A.3.1 zulässige GR darf durch folgende Anlagen um bis zu 830 m² überschritten 
werden:
- Garagen 
- Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO;
- Stellplätze und Zufahrten
Darüber hinaus ist eine Überschreitung durch Anlagen nach §19 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauNVO 
(bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut ist; z.B. Tiefgaragen) um weitere 200 m² zulässig.

Eine weitere Überschreitung der Grundfläche im Sinne des §19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO ist nicht 
zulässig.

C.2.5

Antennen- und Satellitenanlagen sind ausschließlich auf den Dächern zulässig.

C.5.1.4

C.5.1.3

Es sind nur Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung von bis zu 7° 
zulässig.

C.5.1.1

Dachaufbauten, wie z.B. technische Aufbauten, Kamine, Entlüftungen, Dachausstiege, 
Antennen und Satellitenempfangsanlagen, sind nur bis zu einer Grundfläche von maximal 30 % 
der jeweiligen Dachfläche zulässig. 
Ihr höchster Punkt darf maximal 1,0 m über der Oberkante der nächstgelegenen Attika, bzw. 
über dem höchsten Punkt der Dachhaut direkt am Dachaufbau bei flachgeneigten Dächern, 
liegen. Abweichend dürfen auf Haus 1, Dachaufbauten auf bis zu 15 % der Dachfläche eine 
Höhe von bis zu 2,0 m über der Oberkante der nächsten Attika aufweisen. Dachaufbauten sind, 
unabhängig ihrer Höhe, um das Maß ihrer Höhe über der Oberkante des oberen Abschlusses 
der Attika an der Gebäudeaußenkante, von der Gebäudeaußenkante zurückzusetzen. 

C.5.1.2

Als Dacheindeckung sind bei Dächern über 10 m² ausschließlich Gründächer zulässig. Sie sind 
mit einer Substratschicht von min. 10 cm  zu begrünen.

C.5.1.5

Auf der Dachfläche ist auf einer Fläche von min. 180 m² (Paneelfläche) eine Solaranlage zu 
errichten.
Solaranlagen sind unabhängig von der Flächenbeschränkung in C.5.1.3, zulässig. Sie müssen 
bei Flachdächern um ihre Höhe über der Oberkante des oberen Abschlusses der Attika, bei 
Flach geneigten Dächern um ihre Höhe über der Dachhaut, jedoch um mindestens 1,0 m von 
der Attikaaußenkante, zurücktreten. Deren Oberkante darf die Oberkante der nächstgelegene 
Attika um maximal 0,9 m überschreiten. Solaranlagen sind mit Gründächern zu kombinieren.

C.5.2.1

Gebäudeunabhängige Solaranlagen in den Freianlagen sind im gesamten Geltungsbereich 
nicht zulässig. Dies gilt nicht für Solaranlagen an Balkonen.

C.5.2.2

Für Dächer bis 10 m² ist Dacheindeckung freigestellt.

Die durch Abgrabungen und Aufschüttungen erzeugte Böschungsneigung darf nicht steiler als 
ein Verhältnis von 1 zu 2 (Höhe zu Länge) sein.

C.5.3.2

Abgrabungen und Aufschüttungen dürfen außerhalb der Straßenverkehrsflächen eine Differenz 
von 0,6 m zum natürlichen Gelände nicht überschreiten. Sie sind nur zu folgenden Zwecken 
zulässig:
- zur Herstellung der Straßenverkehrsflächen,
- zur Integration der Gebäude, Zufahrten und Stellplätze in die bestehende Topographie  
  (Abgrabungen für Lichtgräben zur Belichtung des Untergeschosses sind nicht zulässig),
- zur höhenmäßigen Anbindung der Zufahrten an die Straßenverkehrsfläche und
- zur Herstellung von notwendigen Versickerungsmulden und -gräben. 

C.5.3.1

DächerC.5.1

A.1 Allgemeines

A.2 Art der Nutzung

Baugrenzen

Zulässig innerhalb dieser Flächen sind folgende Anlagen: 
- Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten (nach § 19 Abs. 4 Nr.1 BauNVO),
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (nach § 19 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO), 
- bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich
  unterbaut wird (nach § 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO). 

Art der Nutzung

Es sind nur solche Nutzungen zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

C.1.2

C.2 Maß der baulichen Nutzung

Örtliche FestsetzungenC.5

C.5.2 Solaranlagen

C.5.3 Abgrabungen und Aufschüttungen

Anlagen nach § 19 Abs. 4 Nr. 1 - 3 BauNVO mit einer Grundfläche über 1 m² sind nur innerhalb 
der Baugrenzen und der Flächen nach A.3.7, A.3.8 und A.3.9 entsprechend den jeweiligen 
Zweckbestimmungen zulässig. Davon ausgenommen sind Einfriedungen. Diese sind innerhalb 
und außerhalb der Bauräume zulässig.

C.3.2

GrünordnungC.6

A.3 Maß der Nutzung

Bezugspunkt Wandhöhe in Metern über Normalhöhennull (nach DHHN2016) 
(z.B. 522,23 m über NHN)

A.3.4

Die zu begrünenden Flächen des Baugrundstücks nach A.6.1 sind als extensive Wiesenflächen 
mit standortgerechtem und heimischem Saatgut herzustellen. 
In den Bereichen sind auch befestigte Wege mit einer Breite bis zu 1,5 m und 
Heckenpflanzungen aus Laubgehölzen zulässig. 

Auf der zu begrünenden Flächen des Baugrundstücks - Gehölzsaum nach A.6.2 ist ein lückiger 
Gehölzsaum aus min. 25 Stück standortgerechten Laubsträuchern und Laubbäumen z.B. 
folgender Arten zu Pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Davon müssen min. 10 Bäume sein.
Prunus avium Vogelkirsche Amelanchier lamarckii Kupferfelsenbirne
Sambucus nigra Schwarzer Holunder Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn
Acer campestre Feld-Ahorn Carpinus betulus Hainbuche
Ostrya carpinifolia Gemeine Hopfenbuche

Für die Baumpflanzungen ist eine Mindestpflanzqualität 3x verpflanzt, Stammumfang in 1 m 
Höhe 20 - 25 cm zu verwenden. Für Strauchpflanzungen ist eine Mindestpflanzqualität 3x 
verpflanzt, Höhe 250 cm zu verwenden. 
Ausgefallene Gehölze sind spätestens in der darauffolgenden Vegetationsperiode gleichwertig 
in der oben genannten Qualität nachzupflanzen.
Die nicht mit Sträuchern bzw. Bäumen bepflanzten Flächen sind entsprechend C.6.1 zu 
entwickeln. 

C.6.1

C.6.2

Hinweise zur Grünordnung E.1

Baugrenzen / Überbaubare GrundstücksflächenC.3

Die vermaßten Baugrenzen nach A.3.6 und Flächenabgrenzungen nach A.3.9 dürfen durch 
Lichtschächte, welche nicht über die geplante Geländeoberfläche hinausragen und Terrassen 
um bis zu 1,5 m überschritten werden. Ein Abstand von mind. 2,0 m zu den 
Grundstücksgrenzen mit Ausnahme der öffentlichen Straßenverkehrsfläche ist jedoch 
einzuhalten.

C.3.1

D.3 Bestehende Baukörper - Haupt- und Nebenanlagen

E.1.1 Nach den Vorschriften des Ausführungsgesetzes zum BGB (AGBGB) Art. 47 ist für Gehölze die 
eine Höhe von 2,0 m überschreiten ein Pflanzabstand von 2,0 m zu benachbarten 
Grundstücken einzuhalten. Bei Gehölzen mit einer Höhe unter 2,0 m ist ein Abstand von 0,5 m 
einzuhalten. 

D.4 Vorgeschlagene Baukörper 

D.5 Vorgeschlagener Standort Stellplätze

D.6

D.1 Bestehende Flurstücksgrenzen mit Flurstücksnummer

Hinweise zum Schutz vor StarkregenereignissenE.4

Im Rahmen des Klimawandels kann es verstärkt zu Starkregenereignissen und in der Folge zu 
wild abfließendem Oberflächenwasser oder lokalen Überflutungen kommen. 
Die Gebäude im Planungsgebiet sind durch entsprechende Maßnahmen vor Schäden in 
diesem Zusammenhang zu schützen (z.B. Tiefgaragenzufahrten, Gebäude einschließlich 
Lichtschächte wasserdicht bis bis 25 cm über dem umliegenden Gelände, wasserdichte Keller, 
Geländemodellierung mit Gefälle von den Gebäuden weg). Gemäß DIN 1986-100 kann ein 
Überflutungsnachweis zu führen sein. 

E.4.1

Hinweise zur Entwässerung und VersickerungE.5

Das Versickern von Niederschlagswasser stellt einen wasserrechtlichen Benutzungs- 
tatbestand dar und bedarf einer behördlichen Erlaubnis. Genehmigungsbehörde ist das 
Landratsamt München. Werden die Voraussetzungen der Niederschlagswasser- 
freistellungsverordnung (NWFreiV) und die dazugehörigen Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) 
eingehalten, ist eine erlaubnisfreie Versickerung des unverschmutzten Niederschlagswassers 
möglich. Vom Bauwerber ist eigenverantworlich zu prüfen, ob die 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) anzuwenden ist. 
Grundsätzlich ist der flächenhaften Versickerung Priorität einzuräumen. Sickerschächte sind nur 
dann grundsätzlich zulässig, wenn eine flächenhafte Versickerung nicht möglich ist. Zudem 
dürfen kein grundwasserschützenden Deckschichten durchstoßen werden. Für die Bemessung 
und Planung der Anlagen im Umgang mit Niederschlagswasser wird als fachliche 
Arbeitsgrundlage auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (Planung, Bau und Betrieb von Anlagen) und 
das Merkblatt DWA-M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser) 
verwiesen. 

E.5.2

A) Planzeichnung M 1:500   N

Präambel

Zeichnung ist zur Maßentnahme geeignet5m 10m 15m 20m 25m System UTM

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, Dornacher Straße" mit integriertem Grünordnungsplan für den Bereich südlich der Dornacher Straße nördlich der Bahnlinie München - Mühldorf umfasst 
die Flurstücke 312/4, 312/11 und 312/12 sowie Teilflächen der Flurstücke 312/2 und 312/5 der Gemarkung Feldkirchen. 
Die Gemeinde Feldkirchen erlässt aufgrund des §10 in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2, 3, 4, 8, 9 und 12 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 11 des Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (GO), der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, Dornacher 
Straße" mit integriertem Grünordnungsplan als Satzung. 

Umgrenzung von Flächen für StellplätzeA.3.8 St
Zulässig innerhalb dieser Flächen sind Stellplätze und Zufahrten.

Umgrenzung von Flächen für TiefgaragenA.3.9 TGa
Zulässig innerhalb dieser Flächen sind bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (nach § 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO).

Abgrenzung unterschiedlicher Höhenentwicklung

Lärmschutzwand Höhe in m über Bezugspunkt nach A.3.4A.5.1

ImmissionsschutzA.5

C.5.1.6 Abweichend von C.5.1.4 sind im 2. Obergeschoss, direkt angrenzend an Wohnungen und direkt 
von diesen Zugänglich auch Dachterrassen zulässig.

Zäune sind ohne Sockel auszuführen und dürfen nicht eingegraben werden. Sie müssen einen 
Abstand von mindestens 20 cm zum Boden haben. Ein freier Durchgang für Kleinsäugetiere 
muss möglich bleiben. 

C.5.4.3

C.5.4.2 Zäune dürfen eine Höhe von 1,2 m über dem realisierten Gelände nicht überschreiten.

C.5.4 Einfriedungen

C.5.4.1 Als Einfriedungen sind ausschließlich mit sommer- oder wintergrünen Laubgehölzen oder Eiben 
hinterpflanzte Zäune als Holz-, Stabmatten oder Maschendrathzäune zulässig. 

C.5.5 

Für das Vorhaben sind unabhängig der Stellplatzsatzung der Gemeinde Feldkirchen 7 
oberirdische und 40 Unterirdische Kfz-Stellplätze auf dem Baugrundstück nachzuweisen.

Stellplätze

C.5.6.1

C.5.6 

522,23

Geschützes Biotop nach §30 BNatSchGB.1

GrünordnungA.6

Zu begrünende Flächen des Baugrundstücks A.6.1

LSW (10,4 m)

Zu begrünende Flächen des Baugrundstücks - GehölzsaumA.6.2

Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nur an Hauptgebäuden zulässig. Freistehende Werbeanlagen sind nicht 
zulässig. Die Oberkante der Werbeanlagen darf maximal 4,0 m über der Oberkante des 
geplanten Geländes unterhalb der Werbeanlage liegen. 
Sie dürfen nicht weiter als 25 m von der festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsfläche 
entfernt liegen. 

C.5.5.2

Lichtwerbung sowie Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, Blink- und 
Wechselbeleuchtung, Wechselwerbung (Light-Boards, Videowände) bzw. sich bewegende 
Werbeanlagen sowie Himmelsstrahlern, Lichtprojektionen u.ä. sind unzulässig.

ImmissionsschutzC.7

Aufgrund der Straßen- und Schienenverkehrsgeräuschbelastung sind innerhalb des gesamten 
Plangebietes bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden, mit 
schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm zu treffen. Die 
Anforderungen an den passiven Schallschutz gemäß der DIN 4109-1:2018-1, entsprechend der 
Bayerischen Technischen Baubestimmungen vom April 2021, sind einzuhalten. 

C.7.1

An den mit nebenstehendem Planzeichen gekennzeichneten Fassaden in der Abbildung 
Immissionsschutzmaßnahmen (EG - 2. OG) sind vor Fenstern von schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen verglaste Vorbauten (Balkone, Loggien, Wintergärten) oder in ihrer Wirkung 
gleichwertige Schallschutzmaßnahmen vorzusehen. Die verglasten Vorbauten müssen die 
Geräuschbelastung um 6 dB(A) reduzieren.

An den mit nebenstehendem Planzeichen gekennzeichneten Fassaden (3. OG) in der 
Abbildung Immissionsschutzmaßnahmen sind für schutzbedürftige Aufenthalsräume 
Schallschutzfenster mit ausreichend hoher Schalldämmung vorzusehen. Durch diese 
Fenster-Konstruktionen müssen die Anforderungen der DIN 4109-1:2018-1 innerhalb der 
geplanten schutzbedürftigen Aufenthaltsräume sichergestellt werden. 

Entlang des Planzeichens nach A.5.1 ist zwischen den westlich und östlich angrenzenden 
Gebäuden lückenlos eine Schallschutzwand zu errichten. 
Die Wand muss eine Schalldämmung von mindestens 24 dB erreichen. Hierbei ist auf eine 
dauerhaft lückenlose bzw. fugendichte Bauausführung zu achten. 

C.7.2

Durch Schallschutzmaßnahmen an den nach C.7.2.2 gekennzeichneten Fassaden muss 
gewährleistet werden, dass bezüglich der Verkehrsgeräusche die Lärmsanierungswerte in 
Höhe von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts und bezüglich der Gewerbegeräusche die 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm in Höhe von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts vor den 
Fenstern der schutzbedürftigen Aufenthaltsräume eingehalten werden. 

C.7.3

ArtenschutzC.9

Gehölzfällungen und Gebäudeabbrüche sind außerhalb der Brutzeit (nicht zwischen 1. März 
und 1. Oktober) durchzuführen. 

C.9.1

Während der Bauphase ist durch eine allseitige Zäunung des Vorhabenbereichs sicher zu 
stellen, dass keine Tiere (Wechselkröten) einwandern. Das Aufstellen und die 
Funktionsfähigkeit der Zäunung ist während der Bauzeit durch eine ökologische Baubegleitung 
zu kontrollieren. 

C.9.2

Hinweise zum ImmissionsschutzE.2

E.2.1 Den Festsetzungen zum  Immissionsschutz A.5 und C.7 liegt die schalltechnische 
Untersuchung Bericht Nr. 220157 / 5 vom 17.02.2022 des Ingenieurbüros Greiner zum Thema 
Verkehrsgeräusche und Gewerbegeräusche zugrunde. 
Ergänzend zu den Festsetzungen durch Planzeichen und Text sind folgende Punkte zu 
beachten:
- Zur Voreinschätzung der erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R´w,ges 
der Außenbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen nach DIN 4109-1:2018-01 sind in 
der nachfolgenden Darstellung aus der oben genannten schalltechnischen Untersuchung die 
höchsten zu erwartenden maßgeblichen Außenlärmpegel aufgrund der Verkehrsgeräusche 
dargestellt. 

Hinweise zu BodendenkmälernE.3

Bodendenkmäler und archäologische Bodenfunde, die bei Bauarbeiten zu Tage treten, 
unterliegen nach Art. 8 BayDSchG der gesetzlichen Meldepflicht. Sie sind dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich bekannt zu machen.

Aufgefundene Gegenstände und deren Fundorte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

E.3.2

E.3.3

Eingriffe in einem Abstand von weniger als 7 m zur südlichen Grenze des Geltungsbereichs 
sind außerhalb der Überwinterungsphase (nicht zwischen Oktober bis Ende März) 
durchzuführen. 

C.9.3

Vorgeschlagener Standort Tiefgaragenabfahrt
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D.7 Eigentümerweg
Abweichend von C.5.4.1 und C.5.4.3 sind Stützmauern mit einer Höhe von bis zu 0,6 m und 
einer Länge von 15 m zulässig. 

C.5.4.4

C.5.5.1

D.8 Höhenlinien in 0,5 m Schritten; angegebene Höhen in Metern über NHN (DHHN2016)522

ErschütterungsschutzC.8

Zur Reduzierung insbesondere der sekundären Luftschallimmissionen müssen die 
Deckeneigen- und Estrichabstimmfrequenzenen folgende Werte aufweisen:
-fDecke <= 30 Hz (Deckeneigenfrequenz)
-fEstrich = 40 Hz (Estrichabstimmfrequenz)

C.8.1

Für alle Schlaf- und Kinderzimmer, bei denen ein nächtlicher Beurteilungspegel von 45 bzw. 50 
dB(A) an zum Lüften notwendigen Fenstern überschritten wird, ist der Einbau von 
schallgedämmten fensterunabhänigen Belüftungseinrichtungen vorzusehen. 

C.7.4

Sämtliche Bauvorhaben müssen vor Fertigstellung an die zentrale Wasserversorgungsanlage 
angeschlossen sein.

E.5.3

Das Schmutzwasser ist im Trennsystem über Anlagen abzuleiten, die der DIN 1986ff. 
entsprechen. Sämtliche Bauvorhaben sind an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage vor 
Fertigstellung anzuschließen. Zwischenlösungen werden nicht zugelassen. Auf den Flächen der 
Tiefgaragen können keine Schmutzwasserkanäle und Trinkwasserleitungen verlegt werden.

E.5.4

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen Flächen, auf denen 
nicht mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, ist vorrangig über die belebte 
Bodenzone zu versickern. Ausreichende Flächen sind hierfür vorzusehen.

E.5.1

Gegen ggf. auftretendes Schichtwasser ist jedes Bauvorhaben bei Bedarf zu sichern.E.5.5

Hinweise zu DIN-Vorschriften und anderen RechtsnormenE.6

E.6.1 Zitierte DIN-Vorschriften und andere Rechtsnormen liegen zu den allgemeinen Geschäftszeiten 
im Rathaus-Bauamt zur Einsicht aus.

Hinweise zum BrandschutzE.7

E.7.1 Feuerwehrzu- bzw. umfahrten sind gemäß der DIN 14090 "Richtlinien über die Flächen für die 
Feuerwehr" zu errichten. Öffentliche Verkehrswege sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der 
Fahrbahnbreite, Krümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und 
ungehindert befahren werden können.
Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16t (Achslast 10t) ausgelegt sein. Werden 
Tiefgaragen errichtet, so ist im Einzelfall zu prüfen, ob diese im Bereich einer Feuerwehrzufahrt- 
oder Aufstellfläche liegen. In jenem Fall müssen diese entsprechend der "Richtlinie für die 
Flächen der Feuerwehr'' mit einer Achslast von 10t und einer Gesamtlast von 16t befahrbar 
sein. 
Die Standorte von zusätzlichen Hydranten sind so zu wählen, dass zwischen 
Wasserentnahmestelle und den Hauseingängen und den Tiefgaragenzufahrten eine 
Laufweglänge von 80 Metern nicht überschritten wird. Es sind mindestens ein Drittel der 
Hydranten als Überfluthydrant auszuführen. Auf die Sicherstellung des zweiten Rettungsweges 
über tragbare Leitern der Feuerwehr muss geachtet werden. Vor Ausführung einer 
Baumaßnahme ist die bestehende Rettungswegsituation zu betrachten.
Auf das Kompendium für den Brandschutz, herausgegeben vom Landratsamt München, 
Sachgebiet 4.1 .3 - Brandschutzdienststelle (Stand 07/2020) wird hingewiesen

Es ist mit Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen durch die 
Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen zu rechnen.

Hinweise zu Immissionen der LandwirtschaftE.8

E.8.1

C.2.3 Die gem. A.3.2 zulässige GF darf durch Loggien als verglaste Vorbauten im Sinne A.5.3 um bis 
zu 350 m² überschritten werden.

D.2 Bestehende Flurstücksgrenzen Aufzuheben

AbstandsflächenC.4

Im gesamten Geltungsbereich gelten die Abstandsflächentiefen, die sich aus den 
Festsetzungen, insbesondere den Baugrenzen und der zulässigen Höhenentwicklung, ergeben.

C.4.1

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, Dornacher Straße" verdrängt innerhalb seines Geltungsbereiches den rechtskräftigen Bebauungsplan  Nr. 74 Gewerbegebiet "Nordwestliche der 
Bahnlinie" inkl. dessen 2. Änderung vollständig.
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In Bereichen mit einer zulässigen Wandhöhe nach A.3.3 von 10,80 m darf diese durch 
baurechtlich notwendige Absturzsicherungen um bis zu 50 cm überschritten werden, sofern 
diese Absturzsicherungen mindestens um das Maß ihrer Höhe über der Oberkante der Attika 
von der Außenkante der Außenwand des darunter liegenden Geschosses zurücktreten. 

C.2.6

Grundstätzlich dürfen Ver- und Entsorgungsleitungen nicht überbaut werden. Für 
Baumpflanzungen und Pflanzungen tiefwurzelnder Sträucher ist ein Mindestabstand von 2,5 m 
zu Ver- und Entsorgungsleitungen einzuhalten. Die Abstände werden zwischen der Baumachse 
und der Anlagenaußenkante (bzw. Leitungsaußenkante) gemessen. 
Bei Unterschreitung dieser Abstände sind im Abstandsbereich zwischen 1,5 und 2,5 m 
Schutzmaßnahmen zu prüfen und schriftlich mit dem Leitungsträger zu vereinbaren. Eventuell 
notwendige Verlegungen sind auf Kosten der Eigentümer durchzuführen. 
Vorhandene Überdeckungen der Versorgungsanlagen dürfen nicht durch bauliche Maßnahmen 
sowei durch Geländemodellierungen verändert werden. 

Hinweise zu Ver- und EntsorgungsleitungenE.9

E.9.1

Im Hinblick auf den Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von 
Beleuchtungseinrichtungen wird auf §41a BNatSchG hingewiesen. Demnach sind unter 
Anderem die Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen konstruktiv so anzubringen, mit 
Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten 
vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind. 

Hinweise zum ArtenschutzE.10

E.10.1

Die Gemeinde Feldkirchen hat mit Beschluss des Gemeinderates vom .......... die Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, Dornacher Straße" 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am .......... ortsüblich bekanntgemacht.

Der Vorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, 
Dornacher Straße" mit Begründung, in der Fassung vom .........., wurde am .......... durch den 
Gemeinderat gebilligt. Die frühzeitige Bezeiligung der Öffentlichkeit gem. §3 Abs. 1 BauGB fand im 
Zeitraum vom .......... bis .......... statt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange nach §4 Abs. 1 BauGB fand vom ........... bis .......... statt. Die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit wurde am .......... öffentlich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, 
Dornacher Straße" mit Begründung, in der Fassung vom .........., wurde am .......... vom Gemeinderat 
gebilligt. Er wurde gem. §3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .......... bis einschließlich .......... öffentlich 
ausgelegt. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach §4 Abs. 2 
BauGB fand vom .......... bis .......... statt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am .......... öffentlich 
bekanntgemacht.

Mit Beschluss des Gemeinderats vom ........... wurde die Fassung vom .......... des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, Dornacher Straße" gem. §10 Abs. 1 BauGB 
als Satzung beschlossen.

Feldkirchen, den ...........................

                                                                      (Siegel)
....................................................
Andreas Janson, 1. Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 15 "Seniorenwohnpark 
Feldkirchen, Dornacher Straße" wurde am ............ gemäß §10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt 
gemacht. 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplanes Nr. 15 "Seniorenwohnpark Feldkirchen, Dornacher Straße" 
tritt damit in Kraft.
Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Begründung und der zusammenfassenden Erklärung wird 
seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Feldkirchen, Rathausplatz 1, 
85622 Feldkirchen zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft 
erteilt.

Auf die Rechtsfolgen des §44 Abs. 3 Satz 1 und 2, §44 Abs. 4 sowie des §215 Abs. 1 BauGB ist 
hingewiesen worden.

Feldkirchen, den ...........................

                                                                      (Siegel)
....................................................
Andreas Janson, 1. Bürgermeister

Im Geltungsbereich bedürfen Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis 
gemäß Art. 7 Abs. 1 BayDSchG. 

E.3.1

Bei der Außenbeleuchtung ist der Insektenschutz zu berücksichtigen (Art. 11 a BayNatSchG). 
Die Umsetzung sollte gemäß der Recherche des Bayerischen Landesamtes für Umwelt: 
"Lichtverschmutzung - Ursache des Insektenrückgangs?" von Johannes Voith und Bernhard 
Hoiß erfolgen (www.anl.Bayern.de/publikationen/anliegen/doc/an41122voith et al 2019 
lichtverschmutzung.pdf). 

E.10.2

Zum Schutz von Bögeln ist bei Glasflächen, welche eine Fläche von 6 m² überschreiten, auf 
Markierungen oder andere Methoden zurückzugreifen, welche eine Anflugrate von unter 10% 
aufweisen. Es wird hierbei auf studien der Wiener Umweltanwaltschaft zum Thema Vogelanflug 
verwiesen 
(http://wua-wien.at/naturschutz-undstadoekologie/vogelanprall-an-glasflächen/vogelanprall-an-g
lasflaechen/kategorie-a).

E.10.3

C.7.2 Abbildung Immissionsschutzmaßnahmen (Maßstab 1:1.000):

An den mit nebenstehenden Planzeichen gekennzeichneten Fassaden (auch wenn diese von 
dem Planzeichen zurückstehen) in der Abbildung Immissionsschutzmaßnahmen dürfen auf 
allen Geschossen nur Fenster von Nebenräumen wie Küchen, Bäder, Treppenhäuser, Flure 
etc., nicht jedoch Fenster von schutzbedürftigen Wohn-, Schlaf- und Kinderzimmern situiert 
werden. Alternativ sind die Fenster von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen hier als 
Festverglasung auszubilden. 

C.7.2.1

C.7.2.2

C.7.2.3

E.1.2 Für eine gesunde Entwicklung, Langlebigkeit und wenig Pflegeaufwand wird empfohlen 
folgendes Gesamtvolumina für den durchwurzelbaren Raum bei Baumneupflanzungen 
vorzusehen:
- Bäume 1. Ordnung (Großbäumen über 20m Höhe): 28 - 36 m³
- Bäume 2. Ordnung (mittelgroße Bäume 10-20m Höhe): 20 - 28 m³
- Bäume 3. Ordnung und Obstbäume (Kleinbäume bis 10 m Höhe): 13 - 20 m³

Die Tiefgarage ist wasserdicht auszuführen. Die DIN 18195 mit DIN 18533 ist zu beachten. 
Schleppwasser ist in Verdungstungsrinnen zu fassen. Auf das LfU Merkblatt 4.3/15 mit 
dazugehörigem Schreiben in Anlage 1 wird verwiesen.

E.4.1
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